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Einsicht in kartellbeh�rdliche Akten –
das Ende der Kronzeugenregelungen

oder viel L�rm um Nichts?
Die Diskussion um den Umfang des
Rechts von Schadensersatzkl�gern, Ein-
sicht in Kronzeugenunterlagen (d. h. in
Antr�ge auf den Erlass bzw. die Reduk-
tion von Geldbußen und die dazu �ber-
mittelten Beweismittel) zu nehmen,
reißt nicht ab. Sie wird befeuert durch
eine Reihe neuerer Entscheidungen auf
mitgliedstaatlicher und EU-Ebene.

Gut ein Jahr ist vergangen, seit der Ge-
richtshof in seinem vielbeachteten Ur-
teil Pfleiderer (EuGH, RIW 2011, 543)
klargestellt hat, dass es Aufgabe der na-
tionalen Gerichte ist, �ber den Zugang
zu Kronzeugenunterlagen zu entschei-
den und insoweit eine einzelfallbezoge-
ne Abw�gung der unionsrechtlich ge-
sch�tzten Interessen vorzunehmen. Bei
den widerstreitenden Interessen handelt
es sich namentlich um die wirksame
�ffentliche Kartellverfolgung, welcher
durch Kronzeugenregelungen unstreitig
Vorschub geleistet wird, sowie um eine
effektive private Kartellrechtsdurchset-
zung im Wege zivilrechtlicher Scha-
densersatzklagen.

Das AG Bonn, welches die Vorlagefrage
in Sachen Pfleiderer an den Gerichtshof
gerichtet hatte, lehnte ein Einsichtsrecht
in die Kronzeugenunterlagen ab. Es be-
f�rchtete, dass andernfalls Kartellbetei-
ligte davon abgehalten werden k�nnten,
von der Bonusregelung Gebrauch zu
machen, und sah daher den Untersu-
chungszweck k�nftiger Kartellverfahren
gef�hrdet i. S. d. § 406 e StPO. Trotz des
Einzelfallcharakters der Entscheidung
l�sst sie eine Prognose auch f�r zuk�nfti-
ge Verfahren betreffend den Zugang zu
Akten des Bundeskartellamts zu. Diese
„Rechtssicherheit“ k�nnte durch einen
Wechsel des zust�ndigen Einzelrichters
jedoch schnell wegfallen. Es ist daher
umso weniger verst�ndlich, dass im lau-
fenden Gesetzgebungsverfahren zur
8. GWB-Novelle die urspr�nglich vor-
gesehene Regelung zum Ausschluss der
Akteneinsicht in Kronzeugenunterlagen
gestrichen wurde.

Die Problematik ist jedoch nicht auf
Deutschland beschr�nkt. Eine Reihe von
Gerichten in anderen Mitgliedstaaten
sieht sich mit �hnlichen Antr�gen kon-
frontiert. Dabei tritt zuweilen die zentra-
le Fragestellung in den Hintergrund,
n�mlich welchen inhaltlichen Mehrwert

Kronzeugenunterlagen f�r die Vorberei-
tung einer Schadensersatzklage liefern
k�nnen. Naturgem�ß befassen sich
Kronzeugenantr�ge in erster Linie mit
dem kartellrechtlich relevanten Sachver-
halt. Aufgrund der Bindungswirkung
der Bußgeldentscheidungen der Kom-
mission steht die Tatbestandsm�ßigkeit
jedoch ohnehin h�ufig fest. Die gr�ßte
Schwierigkeit der Kl�ger liegt vielmehr
im Nachweis der Kausalit�t und der
Schadensh�he. Hierzu werden sich in
Kronzeugenunterlagen jedoch nur ganz
ausnahmsweise brauchbare Informatio-
nen finden.

Erfreulicherweise setzte sich der briti-
sche High Court of Justice in Sachen Na-
tional Grid – unterst�tzt von einem Ami-
cus Curiae-Schreiben der EU-Kom-
mission – im Rahmen der Verh�ltnism�-
ßigkeitspr�fung dezidiert mit diesem
Aspekt auseinander. Justice Roth stellte
zun�chst klar, dass Kronzeugen mit
Blick auf sp�tere Schadensersatzforde-
rungen nicht schlechtergestellt werden
d�rfen als andere Kartellbeteiligte. Ins-
besondere sei zu hinterfragen, ob sich
die begehrten Informationen nicht aus
anderen – frei zug�nglichen – Dokumen-
ten erg�ben oder ob die Akteneinsicht
auf bestimmte Ausz�ge aus umfangrei-
cheren Unterlagen beschr�nkt werden
k�nne. Justice Roth kam zu dem Schluss,

dass das Gericht die Dokumente im Ein-
zelnen auf ihre Relevanz f�r das Kl�ge-
rbegehren zu sichten und zu beurteilen
habe.

Zu einem �hnlichen Ergebnis, wenn-
gleich mit entgegengesetzter Stoßrich-
tung, gelangte j�ngst das Gericht der
Europ�ischen Union in seiner Entschei-

dung EnBW (T-344/08). Das Gericht
entschied, dass eine Einsichtnahme in
die Kommissionsakte einschließlich der
Kronzeugenunterlagen nach der sog.
Transparenzverordnung (VO 1049/
2001) regelm�ßig nur nach einer Einzel-
pr�fung der betreffenden Dokumente
durch die EU-Kommission verweigert
werden d�rfe. Anders als das AG Bonn
ließ das Gericht eine Gef�hrdung zu-
k�nftiger Verfahren nicht als Rechtferti-
gung ausreichen, sondern stellte allein
auf das konkrete, mit der Bußgeldent-
scheidung – wenn auch noch nicht
rechtskr�ftig – abgeschlossene Verwal-
tungsverfahren ab. Ob diese Rechtspre-
chung Bestand haben wird, erscheint je-
doch im Lichte der Urteile des Gerichts-
hofs in Sachen Éditions Odile Jacob (C-
404/10 P) und Agrofert (C-477/10 P)
fraglich. Diese Entscheidungen r�gten
einen entsprechenden Ansatz des Ge-
richts hinsichtlich des Zugangs zu Un-
terlagen in Fusionskontrollverfahren
und gaben der EU-Kommission zumin-
dest im Bereich der Fusionskontrolle ei-
nen gr�ßeren Spielraum, die Aktenein-
sicht nach der Transparenzverordnung
zu verweigern.

Auch wenn es die erkl�rte Absicht der
europ�ischen Kartellbeh�rden ist, Kron-
zeugenunterlagen weitgehend zu sch�t-
zen, ist die Schaffung eines EU-weiten
Rechtsrahmens unumg�nglich, um ein
Mindestmaß an Rechtssicherheit herzu-
stellen. Die diesbez�glichen Bestrebun-
gen der Kommission sind daher zu be-
gr�ßen. Dabei sollte eine Privilegierung
von Kronzeugen in Schadensersatzpro-
zessen nach US-amerikanischem Vor-
bild ernsthaft erwogen werden, um die
Attraktivit�t der Kronzeugenregelungen
auch angesichts der steigenden Zahl von
Schadensersatzprozessen zu erhalten.
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Die Schaffung eines
EU-einheitlichen
Rechtsrahmens
ist notwendig
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